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ben zur weiteren Annäherung der Klassen und sozialen 
Gruppen der Sowjetgesellschaft, zur Herausbildung einer 
im großen und ganzen klassenlosen Gesellschaftsstruktur 
im historischen Rahmen des reifen Sozialismus zu erfül­
len.

*

„Der entwickelte Sozialismus demonstriert anschaulich 
die untrennbare Wechselbeziehung zwischen dem Auf­
blühen und der Annäherung aller Nationen und Völker­
schaften des Landes sowie die Vertiefung der sozialisti­
schen Demokratie. “ Dieser inhaltsvollen Wertung des Zen­
tralkomitees der KPdSU im Beschluß zum 60. Jahrestag 
der Gründung der UdSSR liegt die unwiderlegbare Erfah­
rung der zurückliegenden sechs Jahrzehnte sozialistischer 
Staatlichkeit in der Sowjetunion zugrunde: je breiter sich 
die sozialistische Demokratie entfaltet, je demokratischer 
das Leben des Landes ist, desto stärker prägt sich der 
Wunsch der Werktätigen aller Nationen und Völkerschaf­
ten zur gegenseitigen freiwilligen Annäherung aus.

Als weiterer überzeugender Ausdruck der Gemeinsam­
keit des politischen Lebens aller Nationen und Völker­
schaften sowie ihrer engen Einheit sind die Sowjets der 
Volksdeputierten zu nennen (Art. 89 der Verfassung). 
2,3 Millionen Kommunisten und Parteilose arbeiten der­
zeitig in der vom XXVI. Parteitag der KPdSU qualitativ 
neu umrissenen Etappe der gesellschaftlichen Entwicklung 
in der Sowjetunion als Deputierte in den Sowjets aller 
Leitungsebenen. Sie tun dies aus gesamtstaatlicher Ver­
antwortung heraus und helfen so maßgeblich bei der 
schöpferischen Verwirklichung der hochgesteckten an­
spruchsvollen Ziele.

Der demokratische Wesenszug der Sowjets kommt vor 
allem auch in deren immer wachsenden Volksverbunden­
heit, der engen Verbindung zu den Wählern zum Aus­
druck. Dafür sprechen beispielsweise die über 4 Millionen 
Wähleraufträge, die den Sowjets in den zurückliegenden 
zehn Jahren erteilt wurden, und die Tatsache, daß allein 
1981 in Realisierung der Verfassungsforderungen (Art. 102, 
107) über 3,9 Millionen Versammlungen abgehalten wur­
den, in denen ca. 207 Millionen Bürger Rechenschaftsbe­
richte der mehr als 2 Millionen Volksdeputierten entge- 
gennahmen. Die Sowjets bewähren sich als arbeitende 
Organe. Die Deputierten wirken zu 80 Prozent in ständi­
gen Kommissionen mit, deren Rolle insbesondere im Hin­
blick auf operative Kontrollen, Entgegennahme von Be­
richten von Leitörn staatlicher Institutionen, von Betrieben 
und Einrichtungen u. ä. beachtlich ist und noch weiter 
wächst. Am 1. Januar 1982 gab es allein bei den ca. 51 000 
örtlichen Sowjets mehr als 335 000 solcher Kommissionen, 
in denen neben den Deputierten auch geachtete Bürger 
aller Bevölkerungsschichten und Experten auf freiwilli­
ger Basis mitarbeiten. Das Gewicht dieser die Staats­
macht repräsentierenden und zugleich stärkenden Kom­
missionen mit ihren Aktivs wird annähernd deutlich, 
wenn man weiß, daß derzeitig über 30 Millionen Bürger 
in ihnen engagiert mitarbeiten.4 Zu jeder Zeit wandten 
sich die Sowjets in ihrer Tätigkeit den aktuellen, die 
Menschen im Lande bewegenden Fragen der Politik, Wirt­
schaft und Kultur zu.

Lebensnahe Arbeit, Entscheidungen durch das Volk 
für das Wohl des Volkes — so ließe sich das Gesamtanlie­
gen und der Inhalt des Wirkens der Sowjets charakteri­
sieren.

Und so wird auch deutlich, daß in den 65 Jahren seit 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution im Lande 
Lenins unter Führung der KPdSU die gerechteste politi­
sche Organisation der Gesellschaft errichtet wurde, die 
im Interesse der Werktätigen stabil und dynamisch, un­
aufhaltsam vorwärtsstrebt, die jedem Bürger Sicherheit 
und Perspektiven bietet. Sie ist frei von sozialer Unsi­
cherheit und Arbeitslosigkeit, frei von inflationären Er­
scheinungen. Demokratie und Freiheit sind Realität im 
Sozialismus. Damit hat die Sowjetunion beispielhaft die 
absolute Überlegenheit des Sozialismus gegenüber allen

Spielarten kapitalistischer Herrschaftsverhältnisse bewie­
sen.

•

Grundlinie der sowjetischen Außenpolitik, getragen von 
den Interessen der Bürger der Sowjetunion, ist seit 
65 Jahren der Kampf um die Sicherung des Friedens. Le­
nins Worte „Beendigung der Kriege, Friede unter den 
Völkern, Aufhören von Raub und Gewalt — das ist für- 
wahr unser Ideal“5 wurden zum Leitmotiv. Das Dekret 
über den Frieden, gesandt als Friedensruf „an alle“, blieb 
mit seinem Anliegen in den zurückliegenden Jahrzehn­
ten nicht unwiederholt. Der Friede geht vom Sozialismus 
aus, doch er will verteidigt und will erkämpft sein. „Unter 
den Bedingungen der Zuspitzung der internationalen 
Situation, die durch die Politik des Imperialismus, vor 
allem des amerikanischen, verursacht wurde, gewinnt die 
aktive Verwirklichung der von unserer Partei und unse­
rem Staat verteidigten Leninschen Friedensstrategie vor­
rangige Bedeutung für das Schicksal der Menschheit.“

Nicht Wettrüsten, keine Konfrontation, sondern ehr­
liche und gleichberechtigte Verhandlungen müssen Kon­
flikte lösen. Der XXVI. Parteitag der KPdSU beschloß im 
März 1981 auf Initiative L. I. B r e s h n e w s  weitrei­
chende programmatische Vorschläge zur Erhaltung und 
Festigung des Weltfriedens. Dieser erneute Ruf „an alle“ 
wurde von der friedliebenden Menschheit aufgegriffen 
und lebt — wie tagtäglich belegt wird — nicht als utopi­
sche Vorstellung, sondern in den Herzen und Taten der 
Völker der Welt. Der außenpolitische Kurs der UdSSR 
ist die friedliche Koexistenz von Staaten mit unterschied­
licher Gesellschaftsordnung. Diese. Friedenspolitik er­
weist sich als wirksames Gegengewicht zum Streben der 
aggressiven Kreise des Imperialismus, die bemüht sind, 
die internationale Lage gerade derzeitig anzuheizen, eine 
Politik der atomaren Hochrüstung betreiben und die 
— allen Wahrheiten zuwider — ausgerechnet der Sowjet­
union Aggressivität und Friedensbedrohung unterschie­
ben wollen.

Lüge und Verleumdung, das ist der erneute untaug­
liche Versuch. Er ist schändlich und verbrecherisch.

Doch heute ist die Friedenspolitik der UdSSR nicht 
mehr zu überhören. Die Potenzen sind ungleich größer 
als im Jahr 1917, denn die Friedenspolitik des Jahres 1982 
wird zugleich mit getragen und realisiert von den sozia­
listischen Bruderländern und der ganzen friedliebenden 
Menschheit.6

Die DDR ist für immer und unwiderruflich mit der 
UdSSR und ihrer Politik verbündet. Es ist verfassungs­
rechtlich klar als unumstößlicher Fakt und zugleich als 
orientierende Verpflichtung niedergelegt: Das enge und 
brüderliche Bündnis mit der UdSSR garantiert dem Volk - 
der DDR das weitere Voranschreiten auf dem Wege des 
Sozialismus und des Friedens (Art. 6 Abs. 2).

*

„Überzeugt von seiner Kraft und voller Optimismus 
schreitet das Sowjetvolk auf dem von der Partei Lenins 
vorgezeichneten Weg voran. Es besteht kein Zweifel 
daran, daß die vom XXVI. Parteitag der KPdSU festge­
legten Aufgaben des kommunistischen Aufbaus erfolgreich 
gelöst werden. Die Gewähr -dafür sind die unerschütter­
liche Geschlossenheit der Völker der UdSSR und ihre 
einträchtige gemeinsame Arbeit für dieses große Ziel.“
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